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Begründung des Antrages/Änderungsantrages: 

 

 
 
 

 


	Datum: 
	Betreff: DIE LINKE Fraktion im Stadtrat Gotha-Schutz der Einwohnerinnen und Einwohner, städtischen Firmen und Einrichtungen der Stadt vor existentiellen Folgen der aktuellen Preisentwicklungen bei Strom und Gas und Wärmeversorgung
	Beratungsfolge: Stadtrat
	Zuständigkeit: Stadtrat
	Termin: 17.10.2022
	Beschlussvorschlag: Der Oberbürgermeister wird als Vertreter der Gesellschaften und in der Funktion als Aufsichtsratsvorsitzender in den verschiedenen Gesellschaften, wie Baugesellschaft und Stadtwerke der Stadt Gotha gebeten, sich bei den jeweiligen Geschäftsführungen dafür einzusetzen, 



- dass ein Moratorium von Strom, Wärmelieferungs-und Gassperren für Einwohnerinnen und Einwohner sowie Firmen und Einrichtungen der Stadt für den Fall in Kraft tritt, wenn diese aufgrund der enormen Preissteigerungen bei Strom und Gas ausstehende Zahlungen nicht mehr begleichen können



- das Kündigungen von Wohnraum/Gewerberaum, bei Mietaußenständen auf Grund der o.g. erhöhten Preisanstiege für eine festzulegenden Zeitraum auszusetzen sind  



-  Möglichkeiten zu eröffnen, um vorgenannte ausstehende Zahlungen in angepassten zinslosen Raten bei den Versorgungs- bzw. Wohnungsunternehmen begleichen zu können.  


	Begründung: Die Menschen in der Stadt stehen angesichts exorbitanter Preissteigerungen bei Strom und Gas vor einem sehr schwierigen Winter. Die Maßnahmen der Bundesregierung können hier aktuell nicht ausreichend entlasten und werden die ersten Abrechnungen und Abschläge im Jahr 2023 nicht kompensieren können. Die Stadtwerke Gotha sind als kommunaler Energieversorger in besonderer Weise ihren Kundinnen und Kunden verpflichtet. Die Stadt Gotha als Gesellschafterin hat bei einer möglichen Entlastung nur geringe Spielräume sollte diese aber entschlossen nutzen, um Firmen, städtische Einrichtungen und Privatpersonen zu unterstützen. Viele kommen schon jetzt angesichts der verteuerten Leistungen unverschuldet an ihre finanziellen Grenzen. Ältere Mitbürger und Mitbürgerinnen sowie Familien mit Kindern sind hier besonders gefährdet. Niemand sollte aufgrund finanzieller Notlagen wegen unverschuldeter inflationärer Preisentwicklungen bei der Energieversorgung im kommenden Winter frieren müssen oder seine Wohnung verlieren.































































































Bernd Fundheller



Fraktionsvorsitzender


